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Digital lehrt jeder Kanton, wie er will
In der Schweizer Bildungspolitik fehlt es an Koordination und Bündelung digitaler Ausbildungsprogramme

Bund, Kantone und Gemeinden
versuchen, die Schülerinnen und
die Lehrer digital fit zu machen.
Das geschieht oft unkoordiniert.
Der Bund scheut sich aber vor zu
viel Einflussnahme. Nun macht
der Kanton St. Gallen vorwärts.

JÖRG KRUMMENACHER

«Wir wollen keine Spielgruppe 4.0!» In
saloppem Ton machte der sankt-galli-
sche Bildungsdirektor Stefan Kölliker
klar, wie ernst es ihm ist mit der digita-
len Offensive, die der Kanton St. Gallen
vorantreibt.Vor dem Kantonsparlament
vertrat er das 75Millionen Franken teure
Bildungspaket so überzeugend, dass es
ohneGegenstimme durchgewinkt wurde.
Am 10. Februar muss nun das kantonale
Stimmvolk über den Sonderkredit befin-
den. Risikolos lässt sich voraussagen,
dass es ihn deutlich gutheissen wird;
Opposition gibt es keine.

Die Besonderheit der sankt-gallischen
Offensive besteht darin, dass sie sämt-
liche Bildungsstufen samt Berufsbildung
umfasst und die Ausbildung von Fach-
kräften ins Zentrum stellt. Sie soll dem
Fachkräftemangel entgegenwirken und
letztlich derWirtschaft zugutekommen.

Unzählige Initiativen

Die sankt-gallische Offensive ist in der
Schweiz pionier- und beispielhaft. Aber
auch andere Kantone unternehmen er-
hebliche Anstrengungen im IT-Bereich.
Diese basieren meist auf den im Lehr-
plan 21 fixierten Vorgaben zu «Medien
und Informatik» in der Volksschule. So
hat der Kanton Tessin im Juni 2018 ein
Konzept für 47 Millionen Franken vor-
gelegt. Genf konkretisierte im Novem-
ber seine IT-Visionen.Schaffhausen prä-
sentierte im Dezember die Umsetzung
der Informatikstrategie.

Auch im Kanton Zürich laufen viele
Projekte. Bis 2021 erwerben 3200 Lehr-
personen die notwendigen IT-Kennt-
nisse, zudem entsteht ein neues vier-
bändiges Lehrmittel, dessen erster Band
bereits erhältlich ist. Für die Mittel- und
die Berufsfachschulen hat die Bildungs-

direktion ihre Arbeiten an einer neuen
Strategie beinahe abgeschlossen.Und an
der Universität Zürich läuft seit 2016 die
Digital Society Initiative, an der sich alle
sieben Fakultäten beteiligen.

Allein: Die Unterschiede in der Um-
setzung digitaler Bildungskonzepte sind
auf nationaler Ebene enorm. Während
einzelne Kantone voranschreiten, hinken
andere hinterher. Es herrscht digitale
Disharmonie.DerDachverband der Leh-
rerschaft (LCH) hat einen Forderungs-
katalog verabschiedet, in dem er deshalb
eine koordinierte Umsetzung digitaler
Strategien und eine Führung durch den
Bund und die Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK) fordert.
Die einzelnenKantone könnten dieDigi-
talisierung in der Schule nicht allein

stemmen, sagt LCH-Präsident Beat
Zemp: «Es braucht einen verbesserten
Austausch über die Kantone hinweg, um
die Entwicklung in allen Kantonen, Ge-
meinden und den einzelnen Schulen vor-
anzubringen.»

Selben Inhalts ist eineMotion,welche
die CVP-Fraktion imNationalrat im Juni
2018 eingereicht hat und die im Plenum
noch nicht behandelt wurde. Sie verlangt
ein Impulsprogrammdes Bundes, um die
digitalenAnstrengungen zu bündeln und
zu koordinieren.

Uneinigkeit über Tempo

Im Prinzip sind solche Programme be-
reits installiert und teilweise auch umge-
setzt. 2017 hat der Bundesrat einen

Aktionsplan zur Digitalisierung vorge-
stellt, der für das laufende und das kom-
mende JahrMassnahmen umfasst.Dafür
werden nach Auskunft des Staatssekre-
tariats für Bildung, Forschung und Inno-
vation (SBFI) 213 Millionen Franken
eingesetzt, 150 Millionen davon im Rah-
men des ordentlichen Budgets. Letzten
Sommer verabschiedeten die kantonalen
Bildungsdirektoren ihrerseits eine natio-
nale Digitalisierungsstrategie für das Bil-
dungswesen,die voraussichtlich im kom-
menden Juni von der Plenarversamm-
lung konkretisiert werden soll. Wie die
EDK mitteilt, will sie dabei jene Aufga-
ben übernehmen,die nach einer nationa-
len Koordination verlangen.Ein Beispiel
für eine solcheAktivität ist das 2018 lan-
cierte Projekt Fides, das einen einzigen

Zugang zu Online-Diensten für Schüler-
und Lehrerschaft sowie Verwaltungs-
personal von Bildungsinstitutionen er-
möglichen soll.

Für manche Beteiligte erfolgen die
Aktivitäten aber zu langsam. Der Kan-
ton St. Gallen bezeichnet die Massnah-
men des Bundes in seiner Botschaft zur
IT-Bildungsoffensive als «noch wenig
konkret». Und St. Gallens Bildungschef
Stefan Kölliker erklärte mit Blick auf die
Digitalisierung in der Berufsbildung:
Das Problem bei der Umsetzung des ent-
sprechenden Leitbilds 2030 sei, dass «der
Bund selber auch nicht weiss, wie er das
herbeiführen kann».

Defensiver Bundesrat

Das Staatssekretariat teilt diese Einschät-
zung nicht, wie es auf Anfrage mitteilt.
Das kommt auch in der bereits vorliegen-
den Antwort des Bundesrats zur Motion
der CVP zum Ausdruck, wonach gerade
imBereich der Berufsbildung «bereits auf
die Digitalisierung reagiert» werde. Ins-
gesamt hält der Bundesrat die bereits auf
den Weg gebrachten Massnahmen «als
zielführend», notwendig seien «weder
ein Impulsprogramm noch die Schaffung
neuer gesetzlicher Grundlagen».

Manchen Kantonen wird diese Hal-
tung des Bundesrats gefallen, da sie kei-
nen Eingriff in ihre Bildungshoheit be-
deutet. «Mit dieser Haltung sind die
Kantone aber erst recht in der Pflicht»,
wie LCH-Präsident Zemp kommentiert,
«demBeispiel des Kantons St. Gallen zu
folgen und selber zu investieren.»

Der Kanton St. Gallen jedenfalls
lobt seine IT-Bildungsoffensive unge-
wohnt unbescheiden als «absolut ein-
zigartig in unserer Schweiz». Es gebe
keinenKanton,der nur ansatzweise mit
solch einem Projekt unterwegs sei und
derartige Veränderungen herbeiführen
wolle. Im Bereich der Berufsbildung
etwa werde St. Gallen massgebend
sein für Reformen in Richtung Berufs-
bildung der Zukunft. Dieser Einschät-
zung widerspricht der Bund nicht. Das
zuständige Staatssekretariat hält fest:
Die Stärke des Schweizer Bildungs-
systems bestehe ja gerade darin, «dass
dieAkteure auf jeder Ebene passgenau
aktiv werden können».

Computer sind in die Schulzimmer eingezogen, bevor Bildungspolitiker Lehrpläne ausgearbeitet haben. GAETAN BALLY / KEYSTONE

Die Jagd auf Unterschriften verlagert sich ins Internet
Ausdrucken, unterschreiben, einschicken – eine digitale Politplattform verändert das Unterschriftensammeln und gewinnt an Einfluss

LARISSA RHYN

Innerhalb von rund zwei Jahren hat
sich Daniel Graf ein Adressbuch mit
50 000 Kontakten angelegt. Graf ist der
Gründer der Plattform Wecollect, die
eine Kombination aus Crowdfunding,
Unterschriftensammlung und Politkam-
pagne anbietet. Das funktioniert, ins-
besondere weil es keinen Konkurrenz-
anbieter gibt. «Das Modell, inklusive des
Know-how und der Vorkampagne, ist
heute einzigartig. Viele andere scheinen
die Entwicklung verschlafen zu haben»,
meint SVP-Nationalrat Franz Grüter,
der seine Initiative zum E-Voting-Mora-
torium überWecollect lanciert.

DasModell ist einfach:Erst testen die
Initiantenmittels eines «pledge»,wie viel
Unterstützung einVolksbegehren findet.
Dabei werden alle Kontakte aus Grafs
Adressbuch angefragt, ob sie unterschrei-
ben, etwas spenden oder gar aktiv mithel-
fen wollen, die Initiative oder das Refe-
rendum auf die Beine zu stellen. An-
schliessend startet die eigentliche Unter-
schriftensammlung. Alle, die online
unterschreiben, können einen vorfran-

kiertenUnterschriftenbogen ausdrucken,
unterschreiben und verschicken. Denn
das eigentliche E-Collecting, bei dem die
physische Unterschrift wegfällt, ist für
Initiativen und Referenden in der
Schweiz bis jetzt nicht erlaubt.

40 000 Online-Unterschriften

Wie die Plattform Unterschriftensamm-
lungen beschleunigen kann, zeigt sich bei
der Korrekturinitiative. Schon vor der
Lancierung sagten fast 50 000 Personen
via Wecollect zu, je vier Unterschriften
gegen Waffenexporte in Bürgerkriegs-
länder zu sammeln. Sie scheinenWort zu
halten. 85 000 Personen haben die Initia-
tive innert anderthalb Monaten bereits
unterschrieben. Das liegt aber nicht
allein an der digitalen Plattform. «Die
meisten Unterschriften kamen über den
klassischen Zehner-Unterschriftenbogen
zu uns», sagt der GSoA-Sekretär Lewin
Lempert, der imKomitee der Korrektur-
initiative ist.

Online haben mittlerweile knapp
40 000 Personen unterschrieben. Doch
nicht alle haben auch eine rechtsgültige

Unterschrift nachgereicht. Gemäss Graf
liegt die Rücklaufquote bei rund 50 Pro-
zent. Das ist beträchtlich. Laut dem Poli-
tikberater Mark Balsiger nehmen Par-
teien undKomitees für das Sammeln von
Unterschriften regelmässig die Dienste
von externen Profis inAnspruch, oftmals
erst in der Schlussphase, wenn es eng
wird. Es handele sich um einen kleinen
Nischenmarkt, der kaum bekannt sei,
weil die Akteure nicht gerne darüber
sprächen. «Pro Unterschrift muss mit
zwei bis drei Franken gerechnet werden»,
so Balsiger.

Für das Angebot von Wecollect be-
zahlen Initianten laut Graf «einige tau-
send Franken». Das decke den Projekt-
aufwand und die IT-Kosten. Lempert
macht klar: «Für unser Budget istWecol-
lect ein kleiner Posten.»Allein der Druck
von Unterschriftenkarten sei deutlich
teurer.Gleichzeitig ermöglicheWecollect
viele Kleinspenden: «Über die Plattform
konnten wir einenGrossteil der Initiative
refinanzieren.» Für die Initianten lohnt
es sich also – ebenso für Graf.Er will bald
auch auf kantonaler und kommunaler
Ebene Unterschriften sammeln.

«Zugespitzt kann man sagen, dass
Daniel Graf eine gewisse Macht hat, weil
er der Einzige ist, der dieses Gesamtpaket
zur politischen Mobilisierung anbietet»,
findet Grüter.Nutzt Graf dieseMacht für
seine Zwecke? Bis anhin entscheidet er
weitgehend allein, welche Anliegen über
seine Plattformmobilisieren können.Da-
bei folgt er zwar keiner klaren parteipoli-
tischen Linie, trotzdem kommt die grosse
Mehrheit der Volksbegehren, die er
unterstützt hat, von links der Mitte.

Auch Grüter sagt, Graf mache wohl
eine gewisse politische Triage. «Das E-
Voting-Moratorium zeigt aber, dass auch
rechte Politiker Anliegen unterstützen,
für die auf Wecollect gesammelt wird.»
Graf wendet ein, er habe bisher nur zu
zwei Initiativen Nein gesagt: «Die eine
kam aus dem rechtspopulistischen Lager,
was klar von unserer Mission abweicht,
die andere war mir inhaltlich zu wenig
klar definiert.»

Doch auch er sieht Handlungsbedarf:
«Nach einer Startup-Phase wollen wir
uns als gemeinnütziger Verein oder als
Stiftung organisieren, wobei der Ent-
scheid, welche Anliegen wir über unsere

Plattform mobilisieren dürfen, in Zu-
kunft breiter abgestützt wird und wir kla-
rere Kriterien definieren.»

Kein Garant für Erfolg

Andere Schweizer Plattformen bieten
nur einen Teil des Pakets an, beispiels-
weise ausschliesslich Crowdfunding. So
auchTells Geschoss, das zur «Schweizer-
zeit» gehört und der SVP nahesteht.An-
ian Liebrand, der Tells Geschoss bis vor
kurzem betrieben hat, ist überzeugt, dass
es auch auf bürgerlicher Seite Bedarf für
eine Plattform wieWecollect gibt.

Bei der Korrekturinitiative hat das
Modell funktioniert, es ist aber noch kein
Garant für Erfolg.MehrereAnliegen, für
die Unterschriften gesammelt wurden,
haben die Initiativ- oder Referendums-
stärke nicht erreicht.Graf glaubt, dass die
Korrekturinitiative so gut läuft, weil sie
ein verständliches Thema behandelt und
das Komitee breit abgestützt ist: «Wenn
die Leute schnell verstehen,was das Pro-
blem ist und was dagegen getan werden
soll, haben Initiativ- und Referendums-
vorschläge in der Regel mehr Erfolg.»
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